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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(17. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Monika Ganseforth, Robert Antretter, 
Hermann Bachmaier, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/2633 — 


Verminderung der durch den Flugverkehr verursachten ozonzerstörenden 
und treibhausrelevanten Emissionen 


A. Problem 

Durch den Flugverkehr kommt es zu ozonzerstörenden imd treib- 
hausrelevanten Emissionen insbesondere in der Stratosphäre. 

Mit dem Antrag soll die Bundesregierung aufgefordert werden, 
eine Reihe näher bezeichneter Maßnahmen zu ergreifen, um eine 
Reduzierung dieser Emissionen zu erreichen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Der Ausschuß ist mehrheitlich der Auffassung, die Bimdesregie- 
nmg berücksichtige national wie international die wichtigen 
umweltpolitischen imd verkehrspolitischen Zielsetzungen, die bei 
entsprechenden Vereinbanmgen und Maßnahmen zu berücksich- 
tigen seien. Insofern erübrige sich eine zusätzhche Aufforderung 
des Deutschen Bundestages an die Bundesregierung. 


Mehrheitsentscheidung 
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C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 12/2633 abzulehnen. 

Bonn, den 19. Januar 1994 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Dr. Wolfgang von Geldern 

Vorsitzender 


Steffen Kampeter Monika Ganseforth 

Berichterstatter Berichterstatterin 

Gerhart Rudolf Baum 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Steffen Kampeter, Monika Ganseforth 
und Gerhart Rudolf Baum 


1. Der Antrag auf Drucksache 12/2633 wurde in der 
127. Sitzung des Deutschen Bundestages am 9. De- 
zember 1992 zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit imd zur Mitberatxmg an den Finanzaus- 
schuß sowie an den Ausschuß für Verkehr überwie- 
sen. 

Der Finanzausschuß hat in seiner Sitzimg cun 
10. Februar 1993 folgende Stellungnahme abgege- 
ben: 

„Der Finanzausschuß hat sich bei seinen Beratun- 
gen auf die Frage der Besteuerung von Flugbenzin 
und Kerosin sowie auf die Frage der lunsatzsteuer- 
lichen Gleichbehandlung aller Beförderungsver- 
kehrs träger im grenzüberschreitenden Verkehr 
konzentriert. Insoweit stellt der Finanzausschuß 
fest, daß es lun völkerrechtliche (Chicagoer 
Abkommen) und EG-rechtliche (Artikel 8 der 
Struktmrichtlinie, Richtlinienvorschlag zur Um- 
satzsteuerharmonisierung) Vorschriften geht. Der 
Finanzausschuß empfiehlt dem federführenden 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit insoweit einstimmig bei Abwesenheit der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Bundes- 
regierung zu bitten, in Brüssel initiativ zu werden, 
um die rechtlichen Voraussetzungen für entspre- 
chende Maßncihmen zu schaffen." 

Der Ausschuß für Verkehr hat in seiner Sitzung am 
3. März 1993 mit den Stimmen der Koalitionsfrak- 
tionen gegen die Stimmen der Fraktion der SPD bei 
Abwesenheit der Gruppen BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN und PDS/Linke Liste empfohlen, die Vorlage 
abzulehnen. 

2. Mit dem Antrag auf Drucksache 12/2633 soll die 
Bundesregierung aufgefordert werden, geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen, um weitere ozonzerstö- 
rende und treibhausrelevante Emissionen durch 
den Flugverkehr (CO 2 , NO*» SO 2 ), insbesondere in 
der Stratosphäre, zu verhindern. Zu den im einzel- 
nen bezeichneten Maßnahmen gehören u. a. die 
Erarbeitung international bindender Vereinbarun- 
gen zur Einstellung von Stratosphärenflügen, 
zumindest aber von Rügen über die besonders sen- 
siblen Polarzonen, sowie die Verlagerung des 
Kurz- und Mittelstreckenverkehrs auf die 
Schiene. 

3. Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit hat den Antrag in seiner 55, Sitzung 
am 16. Juni 1993 erstmals beraten. 


Bonn, den 2. Februar 1994 


Von seiten der Koalitionsfraktionen wurde festge- 
stellt, den im Antrag geforderten Maßnahmen 
könne man zum großen Teü nicht zustimmen, da 
ihre Durchsetzung unklar bleibe und der Markt von 
sich aus vielfach regle, was hier durch staatlichen 
Eingriff gefordert werde. Anschließen könne man 
sich dem Votum des mitberatenden Finanzaus- 
schusses im Hinblick auf die Besteuerung des 
Rugbenzins. Vorstellbar sei auch, die Bundesre- 
gierung aufzuf ordern, bei den internationalen Ver- 
handlungen für die Internalisierung der externen 
Kosten beim Flugverkehr einzutreten. 

Einvemehmlich wurde vereinbart, ausgehend von 
der Stellungnahme der Bundesregierung (An- 
lage 1) den Versuch zu unternehmen, einen 
gemeinsamen Antrag zu formulieren. 

In seiner 68. Sitzung am 19, Januar 1994 befaßte 
sich der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit erneut mit dem Antrag. 

Von seiten der Fraktion der SPD wurde die Dring- 
lichkeit der geforderten Maßnahmen angesichts 
des auch nach jüngsten Angaben weiter stark 
zunehmenden Rugverkehrs betont. Dem von den 
Regierungsfraktionen vorgelegten Vorschlag für 
einen gemeinsamen Antrag könne man nicht 
zustimmen, da er nur wenig konkrete Absichtser- 
klärungen enthalte. Man beharre daher auf dem 
ursprünglichen Antrag, der die Bimdesregierung 
zu sehr viel stärkerer Aktivität anhalten wolle, im 
internationalen Bereich zu entsprechenden Rege- 
lungen zu kommen. 

Von seiten der Koalitionsfraktionen wurde ausge- 
führt, in dem Vorschlag für einen gemeinsamen 
Antrag sei man sehr auf die Position der SPD 
eingegangen. Da er von dort als nicht diskussions- 
fähig bezeichnet worden sei, werde man nxm aus 
den bereits benannten Gründen den Antrag der 
Fraktion der SPD ablehnen. In Gesprächen mit 
Vertretern der betroffenen Ressorts habe man 
zudem den Eindruck gewonnen, daß die Bimdes- 
regierung die wichtigen lunweltpolitischen und 
verkehrspolitischen Zielsetzungen, die bei den 
entsprechenden Vereinbanmgen und Maßnah- 
men zu berücksichtigen seien, auch verfolge. Eine 
Aufforderung an die Bundesregierung sei somit 
nicht erforderlich. 

Der Ausschuß beschloß mehrheitlich, den Antrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 12/2633 
abzulehnen. 


Steffen Kampeter Monika Ganseforth Gerhart Rudolf Baum 

Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 
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Anlage 1 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung nimmt die im Antrag geäußer- 
ten Befürchtungen zu den wachsenden Umweltgefah- 
ren des Luftverkehrs sehr ernst. Sie weist jedoch 
daraufhin, daß die wissenschaftliche Bewertimg einer 
Umweltgefährdung durch den Luftverkehr komplex, 
imeinheitlich und teilweise noch unbestimmt ist. Kon- 
sens besteht darin, daß Rüge in Höhen um 20 km, zur 
Zeit weit über der Rugfläche des zivilen Luftverkehrs, 
zu Ozonabbau infolge der NO-Emissionen führen. Bei 
Rügen unterhalb von 15 km scheint dagegen die 
Ozonbildung zu dominieren. Darüber hinaus ist der 
Zielkonflikt durch verstärkten Kraftstoffverbrauch 
und damit C02-Emissionen bei Flügen in niedrigeren 
Höhen bzw. längeren Strecken zu bedenken. Die 
Umweltgefahren des Luftverkehrs einschließlich der 
möglichen Strategien zur Bekämpfung dieser Gefah- 
ren müssen durch weitere Untersuchungen aufgeklärt 
werden. Die im Antrag angesprochenen Überlegun- 
gen zur Verminderung der ozonzerstörenden und 
treibhausrelevanten Emissionen des Rugverkehrs in 
großen Höhen und deren Verminderung sind daher 
derzeit Gegenstand eines umfangreichen For- 
schungsprogramms. 

Die Stratosphäre, der für den Ozonabbau kritische 
Teil der Atmosphäre, wird bei heutigen Rügen prak- 
tisch nur vom Langstreckenverkehr beeinflußt. 
Berührungen mit dieser Atmosphärenschicht finden 
bevorzugt im Winterhalbjahr bei hohen geographi- 
schen Breiten statt. Der Rugverkehr auf nahen und 
nüttleren Strecken, etwa innerhalb Deutschlands und 
Europas, bewegt sich dagegen immer nur in der 
Troposphäre. 

Im einzelnen wird zu den Maßnahmen der Punkte a 
bis o des Antrags folgendes angemerkt: 


a) Erarbeitung international bindender 
Vereinbarungen zur Einstellung 
von Stratosphärenflügen 

Die Erarbeitung international bindender Vereinba- 
rungen zur Verminderung der vom Luftverkehr aus- 
gehenden Emissionen ist für die Bundesregierung 
vordringliches Ziel. Die Bundesrepublik Deutschland 
spielt im Ausschuß für Umweltschutz in der Luft- 
fahrt der Internationalen Zivilluftfahrt- Organisation 
(ICAO) eine aktive Rolle. 

Im Umweltforschungsplan des BMU für 1993 ist ein 
Forschungsvorhaben zur ökologischen Optimierung 
von Rugstrecken und Rughöhen enthalten. Dies soll 
u. a. als Grundlage dienen, um erste internationale 
Vereinbanmgen anzustreben. 


b) Harmonisierung der Flugsicherung 

Zur Verbesserung der Situation in der Rugsicherung 
sind verschiedene Maßnahmen eingeleitet worden. 
Hierzu gehört insbesondere die Verabschiedung des 
„European Air Traffic Control Harmonization and 
Integration Program" (EATCHIP) durch die Europäi- 
sche Zivilluftfahrt-Konferenz (ECAC) mit ausreichen- 
der Rugsichenmgskapazität. Durch dieses bis zum 
Jahre 2000 angelegte Programm soll eine Harmonisie- 
rung und Integration der Flugsicherungssysteme in 
den EC AC-Mitgliedstaaten mit ausreichender Rugsi- 
cherungskapazität erreicht werden. Zudem hat die 
Ständige Kommission am 3. Dezember 1991 die Agen- 
tur EUROCONTROL beauftragt, bereits jetzt die 
zukünftigen Rugsicherungssysteme für das nächste 
Jahrzehnt auf der Grundlage moderner Technologie 
zu spezifizieren. Auf dieser Grundlage vorgegebener 
Systemspezifikationen und Standards sollen dann die 
ECAC-Mitgliedstaaten die Systeme für ein einheitli- 
ches Rugsichenmgssystem selbst beschaffen und 
betreiben. Darüber hinaus haben die ECAC-Ver- 
kehrsnünister auf ihrer Konferenz am 17. März 1992 in 
London ein Programm zum Abbau der Verspätungen 
an überlasteten Rughäfen verabschiedet. 


c) Verlagerung des Kurz- 

und Mittelstreckenverkehrs auf die Schiene 

Eine Begrenzung der zu erwartenden Erhöhungen bei 
der Schadstoffemission im Flugverkehr, die aus der 
raschen Zunahme der Anzahl von Flugbewegungen 
in den nächsten Jahren resultiert, kann zum Teil durch 
stärkere Zusammenarbeit zwischen Luft und Schiene 
als Verkehrsträger bewerkstelligt werden. Dabei wird 
angestrebt, die nationalen Kurzstreckenflüge mög- 
lichst weitgehend auf die Bahn zu verlagern. Gedacht 
ist in erster Linie an Flüge in einem Entfemungsbe- 
reich bis ca. 500 km. Bei größeren Entfernungen wird 
die Verlagerung davon abhängig sein, inwieweit das 
Angebot an Schnellbahnsystemen attraktiv genug 
gemacht werden kann. 


d) Überwachung der Hinte rgrundaerosol- 
und Spurengasbelastung 

Grundsätzlich ist die Überwachung vom Erdboden 
aus mittels Femmeßverfahren, von Flugzeugen und 
von Satelliten aus möglich. Messungen vom Boden 
aus werden nach Kenntnis der Bundesregierung vor- 
genommen von der Universität Bonn, dem Fraunho- 
fer-Institut für atmosphärischen Umweltschutz in Gar- 
misch sowie der GKSS (Geesthacht), Das BMFT för- 
dert derzeit die Entwicklung des hochfliegenden 
Beobachtungsflugzeuges Strato- 2c, das bis in Flug- 
höhe von 24 km operieren kann. Der Prototyp des 
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Flugzeuges soll im Laufe des Jahres 1995 verfügbar 
sein. In niedrigeren Flughöhen von ca. 8 km bewegt 
sich die Transall, die wesentlich an der Meßkampagne 
des Winters 1991/1992 im arktischen Bereich beteiligt 
war. Daneben findet eine Satellitenbeobachtung der 
Spurengasbelastimgen aus dem Weltraum statt. 
Außerdem ist der Deutsche Wetterdienst an der Mes- 
sung von Ozon und Aerosolen beteiligt. 


e) Einbeziehung des Langstreckenflugverkehrs 
in die UNCED 

Neben der ICAO sollen Initiativen zur ökologischen 
Optimienmg des Langstreckenflugverkehrs auch in 
die Folgeprozesse von UNCED und Montreal einge- 
bracht werden. 


f) Festlegung geringerer Grenzwerte für Stickoxide 

Im Dezember 1992 wurde im Rahmen der Internatio- 
nalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) beschlossen, 
den Stickstoffoxidgrenzwert für Flugturbinen um 
20v.H. für neue Turbinen ab 1996 und für alle 
Turbinen ab 1998 zu senken. Die Bimdesregienmg 
setzt sich darüber hinaus für eine weitere deutliche 
Verschärfung der Schadstoffgrenzwerte bei Flugzeu- 
gen ein. Hierzu sollen Vorschläge für internationale 
Organisationen (ICAO, EG) zur weiteren Herabset- 
zung der Emissionen erarbeitet werden. 


g) Einschränkung von Kurz- 
und Mittelstreckenflügen 

Siehe Punkt c. 


h) Erhebung einer Steuer auf Flugbenzin 
und Kerosin 

Die nichtgewerbliche Luftfahrt unterliegt der Mine- 
ralölsteuerpflicht. Aufgrund des Kabinettsbeschlusses 
vom 10. Juli 1991 zum Subventionsabbau hat sich die 
Bimdesregienmg bei den Beratungen über die Har- 
monisierung der Struktur der Verbrauchsteuer auf 
Mineralöle in der EG dafür eingesetzt, die Mineralöl- 
steuerbefreiimg für die gewerbliche Luftfahrt abzu- 
schaffen. Eine Zustimmung der anderen EG-Mitglied- 
staaten hierzu konnte nicht erreicht werden. Der 
ECOFIN-Rat hat am 19. Oktober 1992 die Richtlinie 
zur Harmonisierung der Struktur der Verbrauchsteuer 
auf Mineralöle verabschiedet. Diese sieht in Artikel 8 
Abs. 1 b eine obligatorische Befreiung von der Mine- 
ralölsteuer für in der gewerblichen Luftfahrt verwen- 
deten Kraftstoff vor. Auf Initiative der Bundesregie- 
rung wird aber diese Steuerbefreiung nach Artikel 8 
Abs. 7 dieser Richtlinie spätestens bis 31. Dezember 
1997 überprüft werden. 


i) Umlegung der Flugsicherungskosten 

Die Kosten der Flugsicherung werden bereits zu 
100 v.H. über die Flugsichenmgs gebühren (An- und 
Abfluggebühren, Streckengebühren) auf die Nutzer 
des Flugsichenmgssystems umgelegt. Eine Erhöhimg 
der Flugsicherungsgebühren über die tatsächlich ent- 
standenen Kosten hinaus zur Steuerung des Luftver- 
kehrsai:^ommens ist aus rechtlichen Gründen nicht 
zulässig. Ausgenommen sind Flugzeuge unter 2 t. 
Kosten für die Flugsicherung für Militärmaschinen 
werden seit der Organisationsprivatisienmg der Flug- 
sicherung zu 100 v.H. vom BMVg getragen. 


j) Erhöhung der Start- und Landegebühren 

Die Bundesregierung strebt an, zur Luftreinhaltung im 
Luftverkehr ökonomische Anreize für emissionsarme 
Rugzeuge zu geben. Sie prüft, wie Anreize ausgestal- 
tet werden können. Sie setzt sich für entsprechende 
Regelungen in den internationalen Gremien ein. 


k) Umsatzsteuerliche Gleichbehandlung 
von Eisenbahnfahrkarten und Flugkarten 
im grenzüberschreitenden Verkehr 

Nach der 6, EG-Richthnie zur Harmonisierung der 
Umsatzsteuern vom 17. Mai 1977 sind grimdsätzÜch 
alle Personenbefördenmgen, soweit sie auf das Inland 
entfallen, zu besteuern. Eine Steuerbefreiung ist nicht 
zulässig. Allerdings können die Mitgliedstaaten, die 
bei Verabschiedung der Richtlinie eine Steuerbefrei- 
ung auf diese Umsätze angewandt haben, diese für 
eine Übergangszeit — die bisher noch nicht abgelau- 
fen ist — zunächst beibehalten (Artikel 28 Abs. 3 
Buchstabe b, Anhang F Nr. 17 der 6. EG-Richtlinie). 

Entsprechend den EG-rechtlichen Vorgaben werden 
in der Bimdesrepublik Deutschland alle inländischen 
Personenbeförderungen im Schienen-, Straßen- und 
Birmenschiffsverkehr — auch der inländische Anteil 
bei grenzüberschreitenden Beförderungen — der 
Umsatzsteuer unterworfen. Dagegen werden Perso- 
nenbeförderungen im grenzüberschreitenden Luft- 
verkehr (aufgrund der Erlaßregelimg des § 26 Abs. 3 
UStG im Ergebnis) nicht besteuert (§ 26 Abs. 3 UStG). 
(Bei Luftverkehrsuntemehmen, die im Ausland ansäs- 
sig sind, wird ein Steuererlaß nur auf der Grundlage 
der Gegenseitigkeit gewährt.) Die Bundesrepublik 
Deutschland hat insoweit, ebenso wie alle anderen 
EG-Mitgliedstaaten, von der Übergangsregelung 
Gebrauch gemacht. 

Eine Besteuenmg der Personenbeförderungen im 
grenzüberschreitenden Luftverkehr ist zurückgestellt 
worden, bis eine EG -einheitliche Regelimg vorliegt, 
die für aUe Beteiligten praktikabel ist und gleiche 
Wettbewerbsbedingungen schafft. 

Inzwischen liegt der Richtlinienvorschlag der EG- 
Komnüssion vom 5. November 1992 zur Harmonisie- 
nmg der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
eine Mehrwertsteuerregelimg für Personenbeförde- 
rungen vor (ABI. EG 1992 Nr. C 307 S. 11). Der 
Vorschlag beschränkt sich jedoch auf Personenbeför- 
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derungsleistungen im Straßenverkehr imd auf Bin- 
nenwasserstraßen; eine EG -einheitliche Regelung für 
Personenbeförderungen im Luftverkehr ist nicht vor- 
gesehen. Die Bimdesregienmg setzt sich für eine 
rasche Regelimg auch im Luftverkehr ein, um Wett- 
bewerbsverzerrungen zwischen den einzelnen Ver- 
kehrsträgern zu vermeiden. 

1) Verbot von militärischen Überschallflügen 

In der Bundesrepublik Deutschland sind militärische 
Überschallflüge über Land nur oberhalb einer Flug- 
höhe von 1 1 000 Metern gestattet. Diese Flüge sind 
nur erlaubt zur Wahrnehmung der Lufthoheit (Luft- 
verteidigungsschutzflüge), zur Gewährleistimg der 
Flugsicherheit (Test-, Werkstatt- imd technische 
Flüge) oder wenn es ausdrücklich im Flugauftrag zur 
ErfüUimg des taktischen Auftrags angeordnet ist. 


m) Entwicklung neuer Flugzeugturbinen unter 

Lärm- und Emissionsminderungsgesichtspunkten 

Im Rahmen des vom BMFT geförderten Verbimdpro- 
grammes von Forschimg imd Industrie „ Schadstoffe in 
der Luftfahrt" werden Arbeiten zur Entwicklung 
emissionsreduzierter Triebwerke durchgeführt. 

Nach Einschätzung von LTU und der Lufthansa 
erscheint es möghch, bis zum Jahr 2015 eine neue 
Triebwerksgeneration zu entwickeln und einzufüh- 
ren, die gegenüber dem heutigen technischen Stand 
eine Verringenmg des spezifischen Treibst offver- 
brauches von 25 bis 35 v. H. ermöglichen würde. 

Bis zum Jahr 2005 rechnen Experten aufgrund der 
technischen Entwicklung im Flugzeugbau in den 
Bereichen Triebwerkskonstruktion, Verbesserung 


der Aerodynamik und Einsatz neuer Materialien (z. B. 
kohlenstoffaserverstärkte Kunststoffe) insgesamt mit 
einer Verringerung des spezifischen Verbrauchs 
neuer Triebwerke um mehr als 15 v.H.; im gleichen 
Maße verringert sich der C02-Ausstoß. Forschungsbe- 
darf besteht insbesondere bei der Reduzierung des 
NOx- Ausstoßes. Die Forschungsansätze lassen hier 
erhebhche Fortschritte erwarten. 

Eine Reduzierung des spezifischen Treibstof fverbrau- 
ches pro Personenkilometer ist jedoch auch durch 
andere Maßnahmen wie den Einsatz von Leichtbau- 
werkstoffen imd die Entwicklung der Laminartechnik 
zur Senkung des Luftwiderstandes möghch. 


n) Verbindliche Festlegung 
von Höchstwerten für NO^ 

Siehe f. 


o) Entschwefelung der Flugzeugtreibstoffe 

Hohe Schwefelanteile im Treibstoff sind aus Lufttüch- 
tigkeitserwägungen unerwünscht. Deshalb wurden 
an Kraftstoffe für Flugturbinen stets hohe Forderun- 
gen bezüghch eines niedrigeren Schwefelgehaltes 
gestellt. Hier angebotene Kerosine haben einen 
Schwefelgehalt von etwa 0,05 Gewichtsprozent. Der 
international zulässige Normwert liegt bei 0,33 Ge- 
wichtsprozent. 

Auf Initiative der Bundesregierung wurde die Kom- 
mission im Rahmen des gemeinsamen Standpunktes 
zur EG-Gasölrichtlinie verpflichtet, einen Richtlinien- 
vorschlag zur Herabsetzung des Schwefelgehaltes im 
Kerosin bis spätestens 1994 vorzulegen. 
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